
Pies, Ingo; Hielscher, Stefan

Working Paper

Miteinander oder Gegeneinander? Zur
Verhältnisbestimmung von Unternehmen und
zivilgesellschaftlichen Organisationen

Diskussionspapier, No. 2014-3

Provided in Cooperation with:
Martin Luther University of Halle-Wittenberg, Chair of Economic Ethics

Suggested Citation: Pies, Ingo; Hielscher, Stefan (2014) : Miteinander oder Gegeneinander?
Zur Verhältnisbestimmung von Unternehmen und zivilgesellschaftlichen Organisationen,
Diskussionspapier, No. 2014-3, ISBN 978-3-86829-664-8, Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg, Lehrstuhl für Wirtschaftsethik, Halle (Saale),
https://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:gbv:3:2-27157

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/170417

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your
personal and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial
purposes, to exhibit the documents publicly, to make them
publicly available on the internet, or to distribute or otherwise
use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open
Content Licence (especially Creative Commons Licences), you
may exercise further usage rights as specified in the indicated
licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:gbv:3:2-27157%0A
https://hdl.handle.net/10419/170417
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


 
 

 

 

 

 

 

Ingo Pies und Stefan Hielscher 

Miteinander oder Gegeneinander? –  

Zur Verhältnisbestimmung von Unternehmen 

und zivilgesellschaftlichen Organisationen 

Diskussionspapier Nr. 2014-3 

 

des Lehrstuhls für Wirtschaftsethik 

an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 

hrsg. von Ingo Pies,  

Halle 2014 

 



Haftungsausschluss 

 

Diese Diskussionspapiere schaffen eine Plattform, um Diskurse und Lernen zu fördern. Der 

Herausgeber teilt daher nicht notwendigerweise die in diesen Diskussionspapieren geäußer-

ten Ideen und Ansichten. Die Autoren selbst sind und bleiben verantwortlich für ihre Aus-

sagen.  

 

ISBN 978-3-86829-663-1 (gedruckte Form) 

ISBN 978-3-86829-664-8 (elektronische Form) 

ISSN 1861-3594 (Printausgabe) 

ISSN 1861-3608 (Internetausgabe) 

 

 

Autorenanschrift 

 

Prof. Dr. Ingo Pies  

Dr. Stefan Hielscher 

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 

Juristische und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät 

Wirtschaftswissenschaftlicher Bereich 

Lehrstuhl für Wirtschaftsethik  

Große Steinstraße 73 

06108 Halle 

Tel.: +49 (0) 345 55-23420 

Tel.: +49 (0) 345 55-23387 

Email: ingo.pies@wiwi.uni-halle.de  

Email: stefan.hielscher@wiwi.uni-halle.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

Korrespondenzanschrift 

 

Prof. Dr. Ingo Pies 

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 

Juristische und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät 

Wirtschaftswissenschaftlicher Bereich 

Lehrstuhl für Wirtschaftsethik  

Große Steinstraße 73 

06108 Halle 

Tel.: +49 (0) 345 55-23420 

Fax:  +49 (0) 345 55 27385 

Email: ingo.pies@wiwi.uni-halle.de  



 Diskussionspapier 2014-3 III 

 

Zusammenfassung 

Zivilgesellschaftliche Organisationen (ZGO) fungieren oft als Kritiker von Unterneh-

men. Dabei entsteht leicht der Eindruck, es bestehe ein grundsätzlicher Konflikt, so dass 

das Verhältnis zwischen ZGO und Unternehmen als Gegeneinander zu kennzeichnen 

sei. Demgegenüber entwickelt dieser Beitrag aus der Perspektive des gesellschaftstheo-

retischen Forschungsprogramms der Ordonomik die These, dass sowohl ZGO als auch 

Unternehmen wichtige Akteure für eine nachhaltige Entwicklung sind und dass sie in 

dieser Hinsicht zwei wichtige Gemeinsamkeiten aufweisen, so dass sich ihr Verhältnis 

auch als ein Miteinander kennzeichnen lässt: Erstens sind sie potentielle Promotoren 

gesellschaftlicher Lernprozesse. Zweitens können sie dieses Potential nur dann ge-

meinwohlförderlich zum Einsatz bringen, wenn sie sich innerhalb einer institutionellen 

Rahmenordnung bewegen, die etwaige Anreize für Fehlverhalten aussteuert. 

Schlüsselbegriffe: Zivilgesellschaftliche Organisationen (ZGO), NGO, Unternehmen, 

Corporate Citizenship, Öffentlicher Diskurs, Ordonomik. 

Abstract 

Civil society organizations often serve as critics of business firms. This easily creates 

the impression that the relation between both actor groups is to be characterized as a 

fundamental conflict. In contrast to that view, this article holds that both civil society 

organizations and business firms are important actors for sustainable development. 

Building on the ordonomic research program, we claim that civil society organizations 

and business firms possess two important common features: First, both actor groups are 

potential promoters of societal learning processes. Second, both actors can only reach 

their full potential and use it in favor of society if they act within an institutional 

framework that creates effective disincentives for misconduct.  

Keywords: Civil Society Organizations, NGO, Business Firms, Corporate Citizenship, 

Public Discourse, Ordonomics. 
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Miteinander oder Gegeneinander? –  
Zur Verhältnisbestimmung von Unternehmen und zivilgesell-

schaftlichen Organisationen 

Ingo Pies und Stefan Hielscher 

Einleitung 

Was Unternehmen sind und tun, ist relativ klar. Unternehmen sind korporative Akteure, 

die sich wirtschaftlich betätigen. In der Marktwirtschaft sind Unternehmen typischer-

weise so konstitu(tionalis)iert, dass sie eine langfristige Vermögenswertsteigerung – 

vulgo: Gewinnmaximierung – betreiben. Unternehmen organisieren Wertschöpfung, 

indem sie mit diversen Interaktionspartnern kooperieren, um Güter und Dienstleistun-

gen herzustellen. Zugrunde liegt die Erwartung, bei ihren Kunden eine Zahlungsbereit-

schaft zu wecken, die die Kosten der Herstellung übersteigt. In diesem Sinne betreiben 

Unternehmen nicht nur Produktion, sondern auch Innovation. Sie konkurrieren nicht nur 

darum, ein bestimmtes Produkt zu möglichst geringen Kosten herzustellen. Sie konkur-

rieren auch darum, mit neuen Produkten am Markt erfolgreich zu sein.1 

Was zivilgesellschaftliche Organisationen (ZGO) sind und tun, ist im Vergleich zu 

Unternehmen relativ unklar. Das kann man schon daran erkennen, dass sie aus politik-

wissenschaftlicher Sicht als „non-governmental organizations“ und aus wirtschaftswis-

senschaftlicher Sicht als „non-profit organizations“ beschrieben werden. Für die erste 

Perspektive steht im Vordergrund, dass ZGO keine staatlichen Akteure (mit parlamenta-

rischer Legitimation) sind; für die zweite, dass sie keine wirtschaftlichen Akteure (mit 

Gewinnerzielungsabsicht) sind. Klar scheint lediglich zu sein, dass ZGO sich in der 

Sphäre der Politik betätigen, indem sie eine advokatorische Funktion wahrnehmen: Sie 

wirken auf die öffentliche Meinungsbildung und auf die Gesetzgebung ein, indem sie 

Interessen eine Stimme verleihen, die ansonsten Gefahr liefen, ungehört und unbeachtet 

zu bleiben. Und gelegentlich betätigen sie sich auch in der Sphäre der Wirtschaft, sei es, 

um eine Selbstversorgung mit bestimmten Gütern oder Dienstleistungen zu organisie-

ren, sei es, um Erträge zu erwirtschaften, mit denen sie ihre advokatorische Funktion 

finanzieren.2 

ZGO fungieren oft als Kritiker von Unternehmen. Bei einer oberflächlichen Betrach-

tung dominiert deshalb der Eindruck, es bestehe ein grundsätzlicher Konflikt, so dass 

das Verhältnis dieser beiden Akteursgruppen als Gegeneinander zu kennzeichnen sei. 

Demgegenüber wird im Folgenden die These vertreten, dass sowohl ZGO als auch Un-

ternehmen wichtige Akteure für eine nachhaltige Entwicklung sind und dass sie in die-

ser Hinsicht zwei wichtige Gemeinsamkeiten aufweisen: Erstens sind sie potentielle 

                                                 
 Dieser Forschungsbeitrag wurde aus universitären Eigenmitteln finanziert. Die Autoren erklären, dass 

keine Interessenkonflikte bestehen. Ulrich Blum, Rolf A.E. Mueller, Tatjana Schönwälder-Kuntze, Phi-

lipp Schreck, Vladislav Valentinov und Matthias Georg Will ist für intensive Diskussionen zu danken. 

Für etwaige Fehler sind aber allein die Autoren verantwortlich. 
1 Zur überragenden Rolle des Innovationswettbewerbs für marktwirtschaftliche Ordnungen vgl. Baumol 

(2002) und (2010). 
2 Zur Rolle und Funktion von ZGO in der modernen Gesellschaft vgl. Valentinov, Hielscher und Pies 

(2013). Für einen empirischen Überblick über die Verhältnisse in Deutschland vgl. Alscher et al. (2009), 

über den Beitrag internationaler ZGO zur „global governance“ vgl. Salamon, Sokolowski und List 

(2003). 
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Promotoren gesellschaftlicher Lernprozesse. Zweitens können sie dieses Potential nur 

dann gemeinwohlförderlich zum Einsatz bringen, wenn sie sich innerhalb einer institu-

tionellen Rahmenordnung bewegen, die etwaige Anreize für Fehlverhalten aussteuert. 

Diese These wird aus der Perspektive des gesellschaftstheoretischen Forschungspro-

gramms der Ordonomik entwickelt.3 Hierbei kommt das ordonomische Drei-Ebenen-

Schema zum Einsatz (Abb. 1a).  

 

Abbildung 1: Die Primäraktivitäten von Unternehmen und ZGO im ordonomischen 

Drei-Ebenen-Schema4 

Es unterscheidet drei gesellschaftliche Arenen: Die Wirtschaft (Ebene 1), die Politik 

(Ebene 2) und den demokratischen Diskurs (Ebene 3). Die drei Ebenen hängen systema-

tisch zusammen: Die Wirtschaft lässt sich als Basisspiel betrachten, in dem wirtschaftli-

                                                 
3 Vgl. Pies (2009a). Wir greifen hier umfangreiche Vorarbeiten auf und entwickeln sie weiter. Vgl. Pies 

und Hielscher (2008), Pies et al. (2009), Pies (2013a), Valentinov, Hielscher und Pies (2013) sowie Will 

und Pies (2014). Hierzu sind zwei Vorbemerkungen angebracht: (a) Eine umfassende Theorie begreift 

zivilgesellschaftliche Organisationen als Akteure eines dritten Sektors neben (und komplementär zu) 

Wirtschaft und Staat. Vgl. Wandel und Valentinov (2014). Die folgenden Ausführungen sind insofern 

selektiv und perspektivisch verengt, weil schwerpunktmäßig nur zwei Sektoren (und deren Verhältnis 

zueinander) in den Blick genommen werden. Es wird also nur ein Teilausschnitt der ordonomischen Kon-

zeptualisierung moderner Gesellschaftsstrukturen vorgestellt. (b) Die folgenden Ausführungen arbeiten 

durchgängig mit der kategorialen Unterscheidung zwischen Handlungsinteressen im Spiel und Regelinte-

ressen am Spiel, ganz analog zur Differenzierung zwischen Wirtschaftsprozess und Wirtschaftsordnung 

bei Eucken (1952, 1990; S. 336) sowie zur Differenzierung zwischen „choices within rules“ und „choices 

among rules“ bei Buchanan (1990; S. 11) oder allgemein zur aus dem Sport bekannten Differenzierung 

zwischen Spielzügen und Spielregeln. Letztlich geht diese Unterscheidung auf Thomas Hobbes zurück. 

Vgl. Pies (2012). Sie ist methodologisch von grundlegender Bedeutung, weil sie (a) darauf verweist, dass 

nicht jedes Interesse immer schon unmittelbar handlungsleitend ist und weil sie damit (b) die institutio-

nentheoretische Frage vorprogrammiert, wie Interessen mittels Anreizsetzung handlungsleitend gemacht 

werden können. 
4 Diese Grafik basiert auf Überlegungen, die gemeinsam mit Vladislav Valentinov entwickelt wurden. 

Vgl. hierzu Valentinov, Hielscher und Pies (2013). 

Politik

Öffentlichkeit

Wirtschaft

1(a) 1(b) 1(c)

Unternehmen ZGO
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che Akteure ihre Spielzüge wählen. Die Politik ist das zugehörige Metaspiel. Hier wer-

den die Spielregeln – und damit die maßgeblichen Anreize – festgelegt, die im Basis-

spiel zu beachten sind. Der demokratische Diskurs ist das zugehörige Meta-Metaspiel. 

Hier werden die Probleme des Basisspiels und mögliche Lösungsoptionen für das Meta-

spiel erörtert. Top-down betrachtet, findet auf Ebene 3 ein Regelfindungsdiskurs statt, 

auf Ebene 2 ein Regelsetzungsspiel und auf Ebene 1 ein Regelbefolgungsspiel. 

Wir gehen nun in vier Schritten vor, die darauf ausgerichtet sind, aus einer ordono-

mischen Perspektive mit ihrem Fokus auf gesellschaftliche Lernprozesse zunächst die 

Unternehmen (I.) und sodann die ZGO (II.) zu kennzeichnen, um auf dieser Basis das 

Gegen- oder Miteinander von Unternehmen und ZGO zunächst im Bereich der Wirt-

schaft (III.) und schließlich im Bereich der Politik (IV.) zu bestimmen.  

I. Unternehmen als wirtschaftliche und politische Akteure 

Legt man die klassische Ansicht der Ordnungspolitik zugrunde, so haben Unternehmen 

ausschließlich wirtschaftliche, nicht jedoch politische Funktionen. Die geistigen Väter 

der sozialen Marktwirtschaft, allen voran Walter Eucken, warnten sogar ausdrücklich 

davor, dass Unternehmen politisch Einfluss ausüben könnten. Sie verbanden damit eine 

Gefährdung der Demokratie. Zugrunde lag die Befürchtung, dass Unternehmen ihr wirt-

schaftliches Kartellinteresse politisch zur Geltung bringen und dass die Vermachtung 

der Wirtschaft dann zu einer Vermachtung der Politik führe, die den politischen Wil-

lensbildungsprozess außer Kraft setzen und insbesondere das Parlament aushebeln kön-

ne.5 Die Phänomene, um die es hier geht, werden in der neueren Literatur unter dem 

Stichwort „rent-seeking“ verhandelt.6 

In den letzten Jahren ist an der interdisziplinären Schnittstelle zwischen Unterneh-

mensethik und Politikwissenschaft eine intensive Diskussion geführt worden, die um 

die Begriffe „corporate citizenship“ und „political corporate social responsibility“ 

zentriert ist.7 Hier wird Unternehmen auch eine dezidiert politische Funktion zuge-

schrieben. Im Folgenden wird eine ordonomische Konzeption für „corporate citi-

zenship“ skizziert, die das Unternehmen als einen Akteur kennzeichnet, der zum Ge-

meinwohl beitragen kann, indem er sich sowohl wirtschaftlich als auch politisch betä-

tigt.8 Zugleich soll deutlich werden, dass diese Konzeption die Bedenken der klassi-

schen Ordnungspolitik nicht einfach ignoriert, sondern ihnen systematisch Rechnung 

trägt, so dass man die ordonomische Konzeption als eine konstruktive Weiterentwick-

lung ordnungspolitischen Denkens auffassen kann. 

Die Argumentation erfolgt in vier Schritten: ((1)) Zunächst wird das Unternehmen 

unter idealen Rahmenbedingungen als wirtschaftlicher Akteur gekennzeichnet. ((2)) 

                                                 
5 Vgl. Eucken (1952, 1990; S. 334 ff. et passim). 
6 Vgl. Tullock (1964) und Krueger (1974). Für die sich anschließende Diskussion vgl. Murphy, Shleifer 

und Vishny (1993). Die komplementäre Rolle von Wettbewerbsbeschränkungen in Politik und Wirtschaft 

wird in der neueren Literatur besonders stark betont bei North, Wallis und Weingast (2009). 
7 Vgl. Crane and Matten (2005) und (2008), Matten and Crane (2005), Moon, Crane, Matten (2005), 

McWilliams et al. (2006), Palazzo and Scherer (2006), Scherer et al. (2006), Scherer und Palazzo (2007) 

und (2011), Néron and Norman (2008a) und (2008b), Pies et al. (2009), van Oosterhout (2005), (2008) 

und (2010), Schneider and Scherer (2010), Boatright (2011) sowie Mäkinen and Kourula (2012) und 

Scherer et al. (2013). 
8 Vgl. Pies, Hielscher und Beckmann (2009), Pies, Beckmann und Hielscher (2013) sowie Hielscher, 

Beckmann und Pies (2014). 
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Sodann wird argumentiert, dass unter nicht-idealen Rahmenbedingungen im wirtschaft-

lichen Wettbewerb – dem Basisspiel auf Ebene 1 – Probleme entstehen, die nach Pro-

blemlösungen verlangen. ((3)) Einige dieser Lösungen können bewerkstelligt werden, 

indem Unternehmen als wirtschaftliche Akteure individuelle Bindungen organisieren. 

((4)) Es gibt aber auch Probleme, die ein Unternehmen nicht im Alleingang lösen kann. 

Hier sind dann kollektive Bindungen erforderlich. Zu ihnen können Unternehmen als 

politische Akteure beitragen, indem sie sich auf den Ebenen 2 und 3 konstruktiv dafür 

einsetzen, dass die institutionelle Einrahmung ihres Basisspiels verbessert wird.  

((1)) Unter idealen Rahmenbedingungen wäre das unternehmerische Streben nach 

Vermögenswertsteigerung dem Gemeinwohl quasi automatisch zuträglich. Hierfür 

müssten insbesondere drei Voraussetzungen erfüllt sein: (a) Transparenz, (b) eine per-

fekte Eigentumsordnung und (c) Leistungswettbewerb.  

Unter solchermaßen idealen Rahmenbedingungen gäbe es für jeden Produktionsfak-

tor und für jedes erstellte Gut einen klar benennbaren Eigentümer. Die Übertragung von 

Eigentumsrechten würde nicht durch asymmetrische Informationen gestört, so dass pri-

vatrechtliche Verträge den von den Beteiligten erwünschten Austausch von Eigentums-

rechten vollumfänglich sicherstellen. Ferner verhielten sich alle Beteiligten marktkon-

form. Sie konkurrierten nur im Hinblick auf Preis, Quantität und Qualität ihrer Markt-

leistungen und verzichteten mithin (anreizbedingt) darauf, ihre Kooperationspartner 

oder ihre Konkurrenten durch Täuschung, Betrug oder andere Formen regelwidrigen 

Verhaltens zu übervorteilen. 

In statischer Hinsicht würde der Leistungswettbewerb der Unternehmen auf den 

Faktormärkten dafür sorgen, dass jeder Produktionsfaktor genau danach entlohnt wird, 

wieviel er zur Wertschöpfung im Produktionsprozess beigetragen hat. Und ihr Lei-

stungswettbewerb auf den Produktmärkten würde dafür sorgen, dass so viel produziert 

wird, bis die marginale Zahlungsbereitschaft der Kunden den Grenzkosten der Produk-

tion entspricht. In einer solchen Welt wäre jedes Unternehmen für die Bedürfnisse sei-

ner Kunden, Lieferanten und Mitarbeiter sensibel, und zwar aus dem Eigeninteresse 

heraus, diese Bedürfnisse bestmöglich zu bedienen, um Markterfolg zu haben. Als Sy-

stemleistung würden Unternehmen für eine effiziente Allokation sorgen. Sie stellte sich 

ein als nicht-intendiertes Ergebnis der intentional auf Vermögenswertsteigerung gerich-

teten Aktivitäten von Unternehmen im perfekt eingerahmten Marktwettbewerb. 

In dynamischer Sicht wären Unternehmen in der Lage, einen beträchtlichen Anteil 

des gesellschaftlichen Nutzens ihrer Neuerungen – sei es im Hinblick auf Produktions-

verfahren, sei es im Hinblick auf Produkte – privat anzueignen. Folglich hätten sie einen 

wirtschaftlichen Anreiz, ihren Leistungswettbewerb auch auf Innovationen auszudeh-

nen. Sie würden also nicht nur gegebene Produkte zu minimalen Kosten herstellen, son-

dern auch ihre Investitionen in neue Produkte optimieren. Dem Gemeinwohl wäre dies 

förderlich. 

Wir können die Quintessenz dieser Überlegungen zu folgender These zuspitzen: Un-

ter idealen Rahmenbedingungen agieren Unternehmen als Wertschöpfungsagenten im 

gesellschaftlichen Auftrag. Sie fördern das Gemeinwohl, aber nicht etwa deshalb, weil 

sie dies bewusst anstreben, sondern vielmehr deshalb, weil sie anreizbedingt gar nicht 

anders können.9 

                                                 
9 Die ordonomische Sichtweise, dass Unternehmen Wertschöpfungsagenten im gesellschaftlichen Auftrag 

sind, kann sich auf eine lange Ahnenreihe prominenter Autoren stützen. Die These findet sich beispiels-

weise bei Franz Böhm (1971, 1980; S. 203, H.i.O.). Dort liest man: „Die Gewerbefreiheit hat … den 
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Speziell aus einer wirtschafts- und unternehmensethischen Perspektive lässt sich 

formulieren, dass die Gemeinwohlförderung darauf beruht, das Streben der Unterneh-

men nach Vermögenswertsteigerung zu instrumentalisieren: Die Gesellschaft sorgt für 

Rahmenbedingungen, die dieses Streben kanalisieren und nachhaltig in Dienst nehmen, 

um allgemeine Bürger-Interessen zu bedienen, die mit den Interessen der Unternehmen 

nicht notwendig identisch sind. So erzeugen die Unternehmen nolens volens eine ord-

nungspolitisch (vor-)programmierte Systemleistung: Was sie produzieren, spiegelt die 

Interessen der Unternehmens-Kunden. Wie sie produzieren – und hier vor allem: zu 

welchen Kosten sie produzieren –, spiegelt die Interessen der Eigentümer der zum Ein-

satz gebrachten Produktionsfaktoren (Arbeit, Boden, Kapital, Vorprodukte, Naturres-

sourcen usw.). 

((2)) Wie verhält es sich nun unter den nicht-idealen Rahmenbedingungen, die in der 

Realität anzutreffen sind? Zur Beantwortung dieser Frage erweist sich das Ausgangs-

modell als ausgesprochen hilfreich, zumal es erlaubt, die einzelnen Voraussetzungen 

gedanklich in einzelnen Schritten aufzulösen. 

Ohne Transparenz herrscht asymmetrische Information. Sie hat zur Folge, dass Ei-

gentumsrechte nicht mehr perfekt durchgesetzt werden können und dass das Instrument 

des privatrechtlichen Vertrags an Leistungsfähigkeit einbüßt. Das Kernproblem besteht 

darin, dass Tauschversprechen nicht mehr automatisch glaubwürdig sind, weil aufgrund 

mangelnder Transparenz nicht ohne Weiteres – und das heißt vor allem: nicht ohne 

(womöglich prohibitive) Transaktionskosten – festgestellt (und vor Gericht justiziabel 

sanktioniert) werden kann, ob Leistung und Gegenleistung wie ursprünglich vereinbart 

ausgetauscht worden sind. 

Mangelt es an perfekten Eigentumsrechten, so zwingt der statische Wettbewerb um 

Kostensenkung die Unternehmen dazu, einen vermeintlich kostenlosen Produktionsfak-

tor bis zur Sättigungsmenge einzusetzen. Auf diese Weise lässt sich erklären, warum 

Unternehmen mit Umweltmedien wie Luft, Wasser und Boden, aber auch mit Leib und 

Leben ihrer Mitarbeiter tendenziell verschwenderisch umgehen, sofern sie mit einer 

mangelhaften Rahmenordnung konfrontiert sind, die Defizite bei der Definition und 

Durchsetzung von Eigentumsrechten nicht durch ökologische oder soziale Standards 

ausgleicht. Hier kommt es auf kollektiv verbindliche Lösungen an. 

Mangelnde Eigentumsrechte wirken sich aber auch in dynamischer Hinsicht negativ 

aus. Fehlt es den Unternehmen an wirtschaftlichen Anreizen, in Innovationen zu inves-

tieren, so erlahmen die Anstrengungen, gesellschaftliche Neuerungen hervorzubringen. 

Innovationsinvestitionen gleichen dann dem Versuch, private Beiträge für ein öffentli-

ches Gut zu leisten, und genau das zahlt sich für die im wirtschaftlichen Wettbewerb 

stehenden Unternehmen in der Regel nicht aus. Ohne eine Rahmenordnung, die mit 

geeigneten institutionellen Arrangements – etwa in Form von Patentschutz und Haf-

tungsbeschränkungen (wie z.B. die Rechtsform der GmbH oder AG) – gegensteuert und 

gezielt wirtschaftliche Anreize für riskante Innovationsanstrengungen setzt, bleibt der 

                                                                                                                                               
Charakter einer sozialen Auftragszuständigkeit, die der Rechtfertigung durch den sozialen Nutzen bedarf.“ 

Ähnlich heißt es bereits bei Ludwig von Mises (1959; S. 131): „Eigentum an Produktionsmitteln ist in der 

Marktwirtschaft gewissermaßen ein gesellschaftliches Mandat, das dem Mandatar entzogen wird, wenn er 

den jeweiligen Weisungen seiner Auftraggeber, der Verbraucher, nicht nachkommt.“ 
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dynamische Wettbewerb der Unternehmen weit unter seinen Möglichkeiten, gesell-

schaftlichen Nutzen zu stiften.10 

Mangelnde Transparenz und Mängel bei der Definition oder Durchsetzung von Ei-

gentumsrechten verzerren den Wettbewerb. Statt Leistungswettbewerb entsteht eine 

ruinöse Konkurrenz im Sinne kollektiver (Selbst-)Schädigungen. Anstatt auf funktiona-

le Parameter wie Preis, Qualität und Quantität der Produkte richtet sich der Wettbe-

werbsdruck dann auf dysfunktionale Parameter. Es kommt zur Überbeanspruchung 

knapper Ressourcen (Allmende-Problem) sowie spiegelbildlich zur Unterversorgung 

mit Neuerungen (Free-Rider-Problem). Ferner kann das Rent-Seeking-Problem auftre-

ten, dass Unternehmen versuchen, das marktliche Konkurrenzprinzip außer Kraft zu 

setzen, indem sie sich mit Privilegien versorgen, Kartelle bilden und potentielle Anbie-

ter vom Markt fernhalten (lassen).  

Die Quintessenz dieser Überlegungen mündet in die Folgefrage: Was können die 

Unternehmen selbst tun, um ihrem gesellschaftlichen Auftrag zur gemeinwohlfördern-

den Wertschöpfung auch dann nachzukommen, wenn sie mit nicht-idealen Rahmenbe-

dingungen konfrontiert sind? 

Die Antwort auf diese Frage fällt differenziert aus: Es gibt einen Problemtyp, den 

ein Unternehmen im Alleingang bewältigen kann. Diese Option wird im nächsten Ab-

schnitt analysiert. Im übernächsten Abschnitt wird dann der Problemtyp erörtert, den ein 

Unternehmen nicht im Alleingang, wohl aber im Schulterschluss mit anderen Unter-

nehmen bewältigen kann.11 

((3)) Mangelnde Transparenz in Form asymmetrischer Information ruft ein gravie-

rendes Governance-Problem (vom Typ I) hervor. Die Leistungsversprechen eines Un-

ternehmens – gegenüber seinen Kunden, Lieferanten und Mitarbeitern – sind nicht mehr 

ohne Weiteres glaubwürdig. Kann man nicht direkt beobachten, ob den Ankündigungen 

auch Taten folgen, entsteht die Versuchung, Wettbewerbsvorteile dadurch zu erlangen, 

dass man Kosten einspart oder Umsätze generiert, indem man die eigenen Interaktions-

partner täuscht. Statt hoher Qualität liefert man schlechte Qualität, statt attraktiver Ar-

beitsbedingungen lässt man die Arbeitsatmosphäre und Unternehmenskultur erodieren, 

oder man bricht den Lieferanten gegenüber das Versprechen einer langfristigen Liefer-

beziehung. 

Mangelnde Glaubwürdigkeit entwickelt eine eigene Dialektik von Macht und Ohn-

macht: Wird die Möglichkeit antizipiert, ein gegebenes Versprechen zu brechen, weil 

sich die Einhaltung des Versprechens nicht leicht beobachten bzw. durchsetzen lässt, so 

verwandelt sich die vermeintliche Position der Stärke, andere ausbeuten zu können, in 

eine Position der Schwäche, weil man keinen Interaktionspartner mehr findet, der das 

Risiko in Kauf nehmen will, ausgebeutet zu werden. Insofern mündet das Glaubwürdig-

                                                 
10 Zur Bedeutung dieses Sachverhalts für die unternehmensinterne Managerentlohnung und für das ge-

sellschaftliche Interesse an einer funktionalen Managerentlohnung vgl. ausführlich Pies und Sass (2010) 

sowie (2011). 
11 Die folgende Argumentation basiert auf den Grundzügen der ordonomischen Unternehmensethik, die 

mit der systematischen Differenzierung zwischen individuellen und kollektiven Bindungen zwei Optio-

nen identifiziert, wie Unternehmen „Moral als Produktionsfaktor“ einsetzen können. Vgl. Pies (2009b). 

Diese Basisunterscheidung lässt sich weiter differenzieren zur ordonomischen Strategiematrix des Bin-

dungsmanagements, die zusätzlich zwischen Selbstbindungen und Bindungsservices unterscheidet. Man 

erhält dann vier Quadranten. Vgl. Hielscher, Pies und Beckmann (2009) sowie Hielscher (2010). Erwei-

tert man diese Differenzierung um die drei Nachhaltigkeitskategorien (Soziales, Ökologie, Governance), 

so erhält man die ordonomische Strategiematrix für unternehmerisches Nachhaltigkeitsmanagement. Sie 

enthält 12 Quadranten. Vgl. Pies, Beckmann und Hielscher (2012). 
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keitsproblem in das Folgeproblem zunehmender Isolation und Beziehungslosigkeit: 

Einem Unternehmen, dessen Glaubwürdigkeit eingeschränkt ist, mangelt es an Interak-

tionspartnern für eine gelingende Wertschöpfung. 

Abbildung 2a verdeutlicht diesen Sachverhalt. Abgebildet ist ein Unternehmen 

(Spieler U), das vor der Wahl steht, ein gegebenes Leistungsversprechen einzuhalten (e) 

oder nicht einzuhalten (ne). Ferner abgebildet ist ein Interaktionspartner (IP) des Unter-

nehmens. Er steht vor der Wahl, dem Unternehmen zu vertrauen (V) oder nicht zu ver-

trauen (nv). Die ordinalen Payoffs spiegeln die subjektive Bewertung der beiden Spie-

ler. Aus Sicht des Interaktionspartners wäre es am besten, wenn das Unternehmen sein 

Vertrauen honorieren und das gegebene Leistungsversprechen einhalten würde (Strate-

giekombination I). Am schlechtesten wäre es, getäuscht und ausgebeutet zu werden 

(Strategiekombination II). Im Vergleich dazu nimmt Strategiekombination III einen 

Mittelplatz ein: Der Interaktionspartner vertraut dem Unternehmen nicht. Die Vertrags-

beziehung kommt gar nicht erst zustande. 

 

Abbildung 2: Das einseitige Gefangenendilemma und seine Überwindung12 

Aus Sicht des Unternehmens wird die relative Vorteilhaftigkeit anders eingeschätzt. 

Den höchsten subjektiven Wert erhält Strategiekombination II: Das Unternehmen bricht 

sein Versprechen. Es kommt in den Genuss einer Leistung, ohne die Gegenleistung 

(vollumfänglich) zu erbringen. Am zweitbesten schneidet Strategiekombination I ab: 

Das Unternehmen hält sich an sein Versprechen und realisiert seinen Teil des Win-Win-

Potentials, das von den Tauschpartnern erwartet wird. Im Vergleich dazu hat das Unter-

nehmen die geringste Wertschätzung für Strategiekombination III. Wird ihm nicht ge-

traut, meidet sein potentielles Ausbeutungsopfer den Vertrag, und beide Seiten gehen 

des Win-Win-Potentials verlustig.  

Die Gleichgewichtslösung dieses Spiels erhält man durch Rückwärtsinduktion, in-

dem man den Strategiebaum von rechts nach links betrachtet: Versetzt man sich zu-

nächst in die Situation des Unternehmens, so sieht man, dass es einen Anreiz hat, sein 

Versprechen zu brechen. Dies wird graphisch durch einen Doppelstrich symbolisiert. 

Dies antizipierend, vereinfacht sich die Entscheidungssituation für den Interaktions-

partner: Da Strategiekombination II faktisch aus dem Spiel genommen ist, weil es dem 

                                                 
12 Quelle: Pies, Hielscher und Beckmann (2009, S. 383).  
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Unternehmen an Anreizen mangelt, sein Versprechen einzuhalten, reduziert sich die 

Wahl des Interaktionspartners darauf, entweder Vertrauen zu schenken und dann sicher 

ausgebeutet zu werden oder die Ausbeutungssituation zu vermeiden, indem es sein Ver-

trauen entzieht und die Beziehung gar nicht erst eingeht. Auch hier symbolisiert ein 

Doppelstrich die individuell rationale Entscheidung. Man sieht: Als Gleichgewicht stellt 

sich Strategiekombination III ein. Die vermeintliche Macht des Unternehmens ist in 

Ohnmacht umgeschlagen.  

Diese Situation ist für beide Parteien misslich, weil ihnen beiden ein Vorteil entgeht, 

wovon man sich leicht überzeugen kann, wenn man die subjektiven Bewertungen für 

die Strategiekombinationen II und III vergleicht. Beide Parteien befinden sich in einem 

sozialen Dilemma: Sie verfehlen eine prinzipiell mögliche wechselseitige Besserstel-

lung und realisieren stattdessen eine pareto-inferiore Lösung. 

Einen Ausweg aus diesem sozialen Dilemma kann das Unternehmen finden, indem 

es sich eine glaubwürdige Bindung auferlegt und auf die Ausbeutungsoption verzichtet. 

Ein solcher Verzicht ist freilich kein Opfer, sondern eine Investition. Verzichtet wird ja 

auf die Strategiekombination II, die sich ohnehin nicht realisieren lässt, wenn man es 

mit Interaktionspartnern zu tun hat, die sich antizipativ auf die Ausbeutungsoption ein-

stellen. Insofern ist hier moralisches Verhalten klug: Wenn ein Vertrag nicht ausreicht, 

das eigene Leistungsversprechen glaubwürdig zu machen, lässt sich die fehlende 

Glaubwürdigkeit dadurch herstellen, dass man dem Interaktionspartner ein Pfand (p) in 

die Hand gibt, mit dem sich ein Sanktionspotential verbindet. Hierdurch lässt sich der 

Payoff des Unternehmens von 2 auf 2-p reduzieren. Ist das Pfand wertvoll genug, so 

dass 2-p ≺ 1, ändert dies die Gleichgewichtslösung und überwindet das zugrunde lie-

gende Dilemma. Das Unternehmen hat nun einen Anreiz, sein Versprechen zu halten. 

Dies antizipierend, schenkt der Interaktionspartner Vertrauen. Die Wertschöpfungsbe-

ziehung kommt zustande. Beide Spieler verbessern sich von 0,0 zu 1,1. Im Vergleich 

zur Ausgangssituation erzielen sie nun ein pareto-superiores Ergebnis. 

In der Realität gibt es zahlreiche Möglichkeiten, ein solches Pfand einzusetzen. Ein 

wichtiges Beispiel sind Garantieleistungen: Wenn Kunden die Qualität eines Produkts 

nicht bereits zum Kaufzeitpunkt vollumfänglich einschätzen können, setzen Unterneh-

men oft auf die vertragliche Zusatzleistung, für einen genau spezifizierten Zeitraum 

etwaige Produktmängel kostenlos zu beheben. Ein anderes ebenfalls sehr wichtiges Bei-

spiel besteht darin, dass Unternehmen sich einen guten Ruf aufbauen, so dass ihre Re-

putation als Pfand fungieren kann.  

((4)) Mangelnde Eigentumsrechte rufen ein gravierendes Governance-Problem (vom 

Typ II) hervor. Wichtigen Wertschöpfungsaktivitäten fehlt es an Anreizkompatibilität, 

mit der Folge, dass ein Unternehmen, welche sich gemeinwohlfördernd verhalten will, 

dafür nicht belohnt, sondern bestraft wird. Dies betrifft die Input- und Output-Seite des 

Unternehmens gleichermaßen. Fehlt es an Eigentumsrechten der Input-Faktoren (Arbeit, 

Boden, Kapital, Vorprodukte, Naturressourcen usw.), so wird der Preismechanismus 

außer Kraft gesetzt, was die Konsequenz nach sich zieht, dass ein sparsamer Umgang 

mit gesellschaftlich knappen Ressourcen sich nicht in Kosteneinsparungen nieder-

schlägt. So kann es zur Verletzung wünschenswerter sozialer und ökologischer Stan-

dards kommen: zu einer schlechten Behandlung von Mitarbeitern bis hin zur Menschen-

rechtsverletzung, zur Korruption, zur Umweltverschmutzung bis hin zur Vergeudung 

natürlicher Ressourcen. – Fehlt es umgekehrt an Eigentumsrechten für den Produktions-

Output (die hergestellten Güter oder Dienstleistungen), so wird auch hier wiederum der 
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Preismechanismus außer Kraft gesetzt, was dann die spiegelbildliche Konsequenz nach 

sich zieht, dass das Bemühen um attraktive Produkte bzw. Produktneuerungen sich 

nicht in Umsatzsteigerungen niederschlägt. Unternehmen sind konstitutiv darauf ange-

wiesen, für ihre Leistungen gratifiziert zu werden. Fehlt es ihnen an Eigentumsrechten, 

um eine solche Gratifizierung durchzusetzen, weil ihre Kunden sich als Trittbrettfahrer 

verhalten, verändert sich die Geschäftsgrundlage radikal, weil der Gemeinwohlbeitrag 

nicht länger den Charakter eines privaten, sondern den eines öffentlichen Gutes an-

nimmt. Qualitätseinbußen bei den Produkten und ein Erlahmen der Innovationsanstren-

gungen sind die unweigerlichen Folgen. 

Kurzschlüssige Zuschreibungen machen für solche unliebsamen Phänomene das 

Gewinnstreben der Unternehmen oder den Wettbewerbsdruck des Marktes verantwort-

lich, obwohl in Wirklichkeit ein Ordnungsversagen vorliegt: ein Anreizdefizit der insti-

tutionellen Rahmenbedingungen des Marktes, innerhalb deren die Unternehmen agie-

ren. Anstelle des Ansinnens, die Unternehmen sollten statt langfristiger Vermögens-

wertsteigerung (auch) andere Ziele verfolgen, und anstelle der Forderung, den marktli-

chen Wettbewerbsdruck zu mindern, lässt sich das Problem nachhaltig (nur) dadurch 

lösen, dass Gewinnstreben und Wettbewerbsdruck mittels einer institutionellen Reform 

so umgelenkt werden, dass die Unternehmen für ein gemeinwohlförderliches Verhalten 

nicht länger bestraft, sondern belohnt werden. Abbildung 3 verdeutlicht diesen Sach-

verhalt am konkreten Beispiel der Vermeidung von CO2-Emissionen als Klimaschutz-

beitrag der Unternehmen. 

 

Abbildung 3: Das mehrseitige Gefangenendilemma und seine Überwindung13 

In Abbildung 3a ist abgebildet, wie ein für eine bestimmte Branche repräsentatives Un-

ternehmen (U1) die eigene Situation wahrnimmt, wenn die Nutzung der Erdatmosphäre 

als Speichermedium für Treibhausgase keine betriebswirtschaftlich spürbaren Kosten 

verursacht, weil es keinen Eigentümer gibt, der von den Emittenten einen entsprechen-

den Preis fordert. Vor die Wahl gestellt, kostenträchtige Investitionen vorzunehmen, um 

CO2-Emissionen zu senken, hängen die Konsequenzen der eigenen Entscheidungen 

systematisch auch davon ab, wie sich die anderen Unternehmen der Branche als Gruppe 

(UG) verhalten. Insgesamt sind vier Strategiekombinationen denkmöglich.  

(a) Quadrant IV ist für U1 am unattraktivsten: Zum einen haben die eigenen An-

strengungen zur CO2-Reduktion einen kaum spürsamen Klimaschutzeffekt, weil die 

                                                 
13 Quelle: Pies, Hielscher und Beckmann (2009, S. 384). 
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Konkurrenten nicht mitmachen. Zum anderen erleidet U1 einen Wettbewerbsnachteil, 

weil es Kosten auf sich nimmt, die die Konkurrenzunternehmen nicht schultern müssen. 

(b) Quadrant II ist für U1 am attraktivsten. Hier verhält sich alles genau spiegelbildlich: 

Zum einen kommt das Unternehmen in den Genuss von Klimaschutzbemühungen, und 

zum anderen muss es dafür keine Kosten auf sich nehmen, sondern kann als Free-Rider 

profitieren. Hier erlangt es einen Wettbewerbsvorteil gegenüber den Konkurrenzunter-

nehmen. (c) In Quadrant I betreiben alle Unternehmen Klimaschutz und wälzen die 

hierfür anfallenden Kosten auf ihre Kunden weiter. Innerhalb der Branche ist dies für 

einzelne Unternehmen wettbewerbsneutral. Aus Sicht von U1 ist dies die zweitbeste 

Option im Spiel. (d) Im Vergleich dazu ist Quadrant III weniger attraktiv. Er bildet die 

zweitschlechteste Option ab. Auch hier besteht innerhalb der Branche Wettbewerbs-

neutralität: Alle Unternehmen unterlassen es, ihre CO2-Emissionen zu reduzieren. 

Die in Abbildung 3a eingezeichneten Pfeile spiegeln wider, welche Vorteils-

Nachteils-Kalkulationen das repräsentative Unternehmen anstellt und wie es sich 

schließlich entscheiden wird. Die Situationslogik ist so beschaffen, dass sich U1 gegen 

eine CO2-Reduktion entscheiden wird, und zwar unabhängig davon, wie sich der Rest 

der Gruppe entscheidet. Es hat eine dominante Strategie: Verhält sich die Branche kli-

mafreundlich, so ist die Versuchung dominant, als Trittbrettfahrer zu profitieren und 

gleichzeitig einen Wettbewerbsvorteil einzustreichen (rechter Pfeil weist nach unten). 

Verhält sich die Branche hingegen nicht klimafreundlich, so ist die Vorsichtsmaßnahme 

dominant, sich gegen einen drohenden Wettbewerbsnachteil zu schützen, indem man 

sich gegen eine freiwillige CO2-Reduktion entscheidet (linker Pfeil weist nach unten). 

Da Unternehmen U1 per Annahme als repräsentativ für die gesamte Branche be-

trachtet wurde, gelten diese strategischen Überlegungen mutatis mutandis auch für jedes 

andere Unternehmen dieser Branche. Die Situationslogik lautet: Jeder verhält sich so, 

wie er es von den anderen befürchtet. Das Ergebnis ist eine kollektive Selbstschädi-

gung, weil Quadrant III realisiert wird, obwohl Quadrant I prinzipiell möglich gewesen 

wäre. 

Auch hier besteht also ein soziales Dilemma: ein Zustand rationaler Ineffizienz als 

pareto-inferiores Ergebnis, weil das Potential wechselseitiger Besserstellung anreizbe-

dingt nicht ausgeschöpft wird. Allerdings lässt sich das hier zugrunde liegende Gover-

nance-Problem (vom Typ II) nicht durch individuelle Bindungen (wie beim Typ I), son-

dern nur durch kollektive Bindungen überwinden. Die Anreize müssen für alle Konkur-

renzunternehmen gleichzeitig geändert werden, und zwar durch eine kollektiv verbind-

liche Regelung. 

Abbildung 3b verdeutlicht, wie sich die Situationswahrnehmung ändert, wenn Ei-

gentumsrechte eingeführt werden und in der Folge CO2-Emissionen einen Preis erhal-

ten, der die wahren Knappheitsverhältnisse widerspiegelt und insofern ökologisch die 

Wahrheit sagt. Dann tauschen die Quadranten II und IV ihren Stellenwert in der subjek-

tiven Wertschätzung von U1, während die Quadranten I und III ihren Stellenwert unver-

ändert beibehalten: U1 hätte einen Wettbewerbsvorteil, wenn es das einzige Unterneh-

men ist, das die nunmehr kostenträchtigen CO2-Emissionen einspart (Quadrant IV), und 

analog erfährt es einen Wettbewerbsnachteil, wenn es das einzige Unternehmen der 

Branche ist, das CO2-Emissionen nicht einspart (Quadrant II). 

Damit kehren sich die beiden Pfeile um, die den Vorteil-Nachteils-Kalkül repräsen-

tieren. Das Unternehmen hat nun eine dominante Strategie, in jedem Fall auf eine CO2-

Reduktion zu setzen, und zwar unabhängig davon, wie sich die übrigen Konkurrenzun-
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ternehmen innerhalb der Branche verhalten. Dies hat zur Folge, dass das alte Gleichge-

wicht in Quadrant III durch ein neues Gleichgewicht in Quadrant I abgelöst wird. 

Wichtig ist, sich vor Augen zu führen, wodurch diese Überwindung des sozialen Di-

lemmas bewirkt wird – und wodurch sie nicht bewirkt wird. Der Wechsel von Abbil-

dung 3a zu Abbildung 3b wird nicht dadurch bewerkstelligt, dass das repräsentative 

Unternehmen U1 auf etwas anderes achtet als auf seinen eigenen Vorteil. Auch nicht 

dadurch, dass der Wettbewerbsdruck abgeschwächt wird. Sondern allein dadurch, dass 

der Ordnungsrahmen des Marktes durch eine institutionelle Reform so verändert wird, 

dass das durch Konkurrenzdruck kanalisierte Gewinnstreben nun eine andere Richtung 

erfährt. 

Die Quintessenz dieser Überlegungen lässt sich zu einer wirtschaftsethischen These 

zuspitzen: Es ist möglich, moralische Anliegen im Sinne einer Förderung des Gemein-

wohls nicht durch eine Außerkraftsetzung, sondern durch eine bessere Inkraftsetzung 

des Marktes zur Geltung zu bringen, und zwar durch eine ordnungspolitisch kluge Insti-

tutionalisierung der marktlichen Wettbewerbslogik und der durch sie vorprogrammier-

ten Unternehmens-Aktivitäten zur eigenen Wertsteigerung. Die Kernidee besteht darin, 

Konkurrenz als Instrument gesellschaftlicher Kooperation in Dienst zu nehmen, indem 

man die Unternehmen mit geeigneten Anreizen konfrontiert, ihren eigenen Wert durch 

eine gesellschaftlich produktive Wertschöpfung zu steigern. 

((5)) Anders als individuelle Bindungen lassen sich kollektive Bindungen nicht 

durch den Alleingang eines Unternehmens ins Werk setzen. Hierfür ist vielmehr kollek-

tives Handeln erforderlich. In den Kategorien des ordonomischen Drei-Ebenen-

Schemas betrachtet (vgl. Abbildung 1a), können Unternehmen hierzu aktive Beiträge 

leisten, indem sie sich nicht allein auf ihr angestammtes Basisspiel (Ebene 1) konzent-

rieren, sondern ihre Aktivitäten auch auf Regelsetzungsprozesse (Ebene 2) und die vor-

gelagerten Regelfindungsdiskurse (Ebene 3) ausdehnen: Unternehmen können sich als 

„corporate citizens“ betätigen und sowohl zu politischen Verhandlungen als auch zum 

demokratischen Diskurs konstruktive Beiträge leisten. 

An dieser Stelle wollen wir auf eine wichtige Analogie hinweisen, die im weiteren 

Verlauf der Argumentation wieder aufgegriffen werden wird: Genauso, wie das Verhal-

ten der Unternehmen im Basisspiel dem Gemeinwohl zu- oder abträglich sein kann, 

genauso kann auch ihr Verhalten im Metaspiel oder im Meta-Metaspiel dem Gemein-

wohl zu- oder abträglich sein. Die Rolle der Unternehmen als Wertschöpfungsagenten 

im gesellschaftlichen Auftrag ist prinzipiell genauso ambivalent wie ihre Rolle als „cor-

porate citizens“. In beiden Fällen kommt es entscheidend auf die Anreize und mithin auf 

den Ordnungsrahmen an. Von ihm hängt es letztlich ab, ob Unternehmen die von ihnen 

gespielte Rolle konstruktiv oder destruktiv ausfüllen: ob sie im Basisspiel gesellschaft-

liche Wertschöpfung oder (auf Kosten Dritter) Wertvernichtung betreiben bzw. ob sie 

sich in den Metaspielen und Meta-Metaspielen (via „rent-seeking“) für eine partielle 

Außerkraftsetzung oder aber (via „corporate citizenship“) für eine bessere Inkraftset-

zung des Marktes einsetzen. In beiden Fällen kommt es darauf an, dass Unternehmen 

ordnungspolitisch – durch ein institutionalisiertes „enabling environment“ – in die Lage 

versetzt werden, sich im eigenen Interesse für gesellschaftliche Belange einzusetzen und 

gemeinwohlförderlich aktiv zu werden. 

Als Zwischenfazit bleibt festzuhalten: Unternehmen sind primär in wirtschaftlichen 

Basisspielen aktiv (vgl. Abbildung 1b). Hier betätigen sie sich als Wertschöpfungsagen-

ten im gesellschaftlichen Auftrag. Neben dieser wirtschaftlichen Schwerpunktaktivität 
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können sie auch als politische Akteure aktiv werden. Die folgenden Beispiele mögen 

dies illustrativ verdeutlichen: 

 Ebene 2: Die Equator Principles basieren auf einem freiwilligen Zusammen-

schluss großer Finanzierungsdienstleister. Sie formulieren Mindeststandards, 

die bei der Finanzierung von Großprojekten zu beachten sind, vor allem im 

Hinblick auf ökologische und soziale Projektrisiken.14 Ein weiteres Beispiel 

für „private ordering“ ist die „Gemeinschaft umweltfreundlicher Teppichbo-

den e.V.“. Sie vergibt das GUT-Siegel und hat durch ihr Produktlebenszyk-

luskonzept dazu beigetragen, die Umweltstandards der Bodenbeläge in Eu-

ropa spürbar anzuheben.15 

 Ebene 3: Über das European Risk Forum wenden sich 12 Vorstandsvorsit-

zende großer europäischer Unternehmen öffentlichkeitswirksam an die Spit-

zenvertreter der Europäischen Union und regen an, das Vorsorgeprinzip um 

ein Innovationsprinzip zu ergänzen, damit Unternehmen besser in die Lage 

versetzt werden, mit neuen Produkten und Produktionsverfahren das Ge-

meinwohl zu fördern.16 In ähnlicher Weise beruht auch die Stiftung 2° auf 

einer Initiative von Unternehmen. Sie engagiert sich für eine ambitionierte 

Klimaschutzpolitik und leistet öffentlichkeitswirksame Beiträge zur Diskus-

sion um den für eine nachhaltige Entwicklung erforderlichen Ordnungsrah-

men.17 Auch die Global Business Coalition Health gehört in diese Katego-

rie.18 

II. ZGO als politische und wirtschaftliche Akteure 

((1)) Im Vergleich zum Unternehmenssektor ist der Sektor zivilgesellschaftlicher Orga-

nisationen außerordentlich bunt, wenn man die jeweils im Vordergrund stehenden Ziel-

setzungen als Kriterium heranzieht. Zum zivilgesellschaftlichen Sektor gehören so un-

terschiedliche Organisationen wie Kirchen und Sekten, Sportclubs, Musikgesellschaf-

ten, kulturelle Fördervereine, Kinderhilfswerke, die in den USA für eine laxe Waffen-

kontrolle eintretende National Rifle Association, der Tierschutzbund, Burschenschaften, 

Wirtschaftsverbände, Gewerkschaften, Umweltorganisationen wie WWF oder Green-

peace, Menschenrechtsorganisationen wie Amnesty International, soziale Bewegungen, 

Bürgerinitiativen und Selbsthilfegruppen. Als Sammelkategorie umfasst der zivilgesell-

schaftliche Sektor all jene Formen eines organisierten Bürgerengagements, die jenseits 

des Staates und des wirtschaftlichen Sektors einer öffentlichen Interessenvertretung 

dienen. ZGO engagieren sich advokatorisch, als Anwalt vernachlässigter Interessen. In 

dieser Funktion formulieren sie gesellschaftliche Anliegen und leisten demokratische 

Lobby-Arbeit, zumeist mit Gemeinwohlanspruch. 

                                                 
14 Vgl. http://www.equator-principles.com/index.php/ep3/ep3 
15 Vgl. http://www.pro-dis.info/about_gut.html?&L=1  
16 Vgl. http://www.riskforum.eu  
17 Hierzu gibt die ZGO folgende Selbstauskunft: „Ziel ist es, die Politik bei ihren Bemühungen zur Etab-

lierung marktwirtschaftlicher Rahmenbedingungen für den Klimaschutz zu unterstützen und die Lö-

sungskompetenz deutscher Unternehmer für den Klimaschutz zu aktivieren. Benannt ist die Stiftung nach 

ihrem wichtigsten Ziel: Die durchschnittlich globale Erderwärmung auf 2 Grad zu beschränken.“ Vgl. 

http://www.stiftung2grad.de/ 
18 Vgl. http://www.gbchealth.org/  

http://www.equator-principles.com/index.php/ep3/ep3
http://www.pro-dis.info/about_gut.html?&L=1
http://www.riskforum.eu/
http://www.stiftung2grad.de/
http://www.gbchealth.org/
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Zieht man das ordonomische Drei-Ebenen-Schema (Abb. 1a) als analytisches 

Hilfsmittel zur Kategorisierung heran, so lässt sich feststellen, dass ZGO ihren Schwer-

punkt auf den beiden oberen Ebenen haben, wo sie ihre advokatorischen Funktionen 

ausüben, während sie sich nur hilfsweise und kompensatorisch auf der Ebene wirt-

schaftlicher Basisspiele engagieren (Abb. 1c). 

ZGO sind nicht-staatliche-Akteure, die gleichwohl versuchen, auf staatliches Han-

deln Einfluss zu nehmen, indem sie sich an der öffentlichen Diskussion (Ebene 3) sowie 

an öffentlichen Prozessen der Gesetzgebung und allgemeinen Regelsetzung (Ebene 2) 

beteiligen, um advokatorisch solchen Interessen Stimme und Gewicht zu verleihen, die 

andernfalls Gefahr liefen, vergleichsweise unbeachtet und unterrepräsentiert zu bleiben. 

ZGO sind ferner nicht-wirtschaftliche Akteure, die sich gleichwohl wirtschaftlich betä-

tigen können (Ebene 1), um sich zu finanzieren oder um Versorgungsleistungen zu or-

ganisieren, die anderweitig nicht verfügbaren sind. 

Folgende Beispiele mögen dies verdeutlichen: 

 Ebene 1: Der ADAC bietet für seine Mitglieder die Dienstleistung eines 

Pannenservice an und macht es dadurch attraktiv, ADAC-Mitglied zu wer-

den.19 Oxfam betreibt eine Ladenkette, deren Erlöse zur Projektfinanzierung 

beitragen.20 Eltern gründen und betreiben in eigener Initiative Kindergärten, 

organisieren Schülerbetreuung oder bilden Babysitter-Ringe. Auch freie 

Schulträger gehören in diese Kategorie.21 Weiteres Anschauungsmaterial lie-

fern Patienten mit psychisch belastenden Krankheiten oder Opfer krimineller 

Übergriffe, die gemeinsam mit ihren Angehörigen und Freunden Selbsthilfe-

gruppen gründen, um sich wechselseitig zu unterstützen, Halt zu geben so-

wie mit Rat und Tat zur Seite zu stehen. Konkrete Beispiele hierfür sind die 

„MigräneLiga e.V.“22 sowie die Opferhilfeorganisation „Weißer Ring e.V.“23  

 Ebene 2: Viele zivilgesellschaftlichen Organisationen nehmen konstruktiv 

die Partizipationsmöglichkeiten wahr, die eine repräsentative Demokratie 

bietet. Sie beteiligen sich aktiv an Anhörungen – von der lokalen Ebene über 

die Landes- und Bundespolitik bis hin zur Europäischen Union und den Ver-

einten Nationen. Auf diese Weise geben sie Anregungen für die staatliche 

Gesetzgebung. Darüber hinaus beteiligen sie sich aber auch an Regelsetzun-

gen, die nicht durch das staatliche Gewaltmonopol erzwungen, sondern frei-

willig institutionalisiert werden. Wichtige Beispiele hierfür sind Verfahren 

zur internationalen Normierung (z.B. ISO)24 oder Initiativen zur Standardset-

zung wie beispielsweise die Global Reporting Initiative (GRI)25, aber auch 

die Einflussnahme von Transparency International auf die nationale wie in-

ternationale Antikorruptions-Gesetzgebung.26 Gemeinschaftsinitiativen von 

                                                 
19 Im Sinn von Mancur Olson (1965, 1968) handelt es sich hier um einen „selektiven Anreiz“: um ein 

Kuppelprodukt privater und öffentlicher Güter. Da der Zugang zum privaten Gut vorenthalten werden 

kann und selektiv nur dann gewährt wird, wenn man sich zur Mitgliedschaft bereit erklärt, werden auch 

jene Leistungen des Vereins durch Beiträge unterstützt, die eher den Charakter eines öffentlichen Gutes 

tragen, das allein für sich betrachtet zum Trittbrettfahren einladen würde. 
20 Vgl. http://www.oxfam.de/shops  
21 Für ein konkretes Beispiel vgl. http://www.freie-schule-heckenbeck.de/  
22 Vgl. http://www.migraeneliga.de/  
23 Vgl. https://www.weisser-ring.de/internet/  
24 Vgl. http://www.iso.org/iso/standards  
25 Vgl. http://www.globalreporting.org/Pages/default.aspx  
26 Vgl. http://www.transparency.org  

http://www.oxfam.de/shops
http://www.freie-schule-heckenbeck.de/
http://www.migraeneliga.de/
https://www.weisser-ring.de/internet/
http://www.iso.org/iso/standards
http://www.globalreporting.org/Pages/default.aspx
http://www.transparency.org/
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Unternehmen und ZGO wie beispielsweise das Forrest Stewardship Council 

(FSC) fallen ebenfalls in diese Kategorie.27 

 Ebene 3: Zivilgesellschaftliche Organisationen engagieren sich in der demo-

kratischen Öffentlichkeit für die Interessen ihrer Mitglieder. Diese Interessen 

können sehr eng als spezifische Partikularinteressen definiert sein, sie kön-

nen aber auch sehr weit gefasst sein und als Interesse an Menschenrechten, 

an Umweltschutz oder generell an nachhaltiger Entwicklung ein umfassen-

des Gemeinwohl im Blick haben. Oft ist es so, dass ZGO anhand konkreter 

Missstände für ihr Anliegen werben und versuchen, durch Skandal-

Kommunikation mediale Aufmerksamkeit zu erzeugen. Dies ist beispiels-

weise dort der Fall, wo sich kritische Journalisten anlässlich konkreter Zen-

surmaßnahmen für Meinungs- und Pressefreiheit einsetzen, Amnesty Inter-

national Menschenrechtsverletzungen anprangert, Greenpeace-Aktivisten 

sich an Fabrikschornsteine ketten, Tierschützer bestürzendes Bildmaterial 

über Massentierhaltung im Internet veröffentlichen, Organisationen der Ent-

wicklungszusammenarbeit Plakatwerbung für Spenden betreiben oder El-

tern- und Lehrerverbände von der Politik höhere Ausgaben für Bildung for-

dern. 

((2)) Im Hinblick auf Unternehmen wurde bereits ausgeführt, dass die private Bereitstel-

lung privater Güter unter mehr oder weniger idealen Bedingungen stattfinden kann. 

Vergleicht man dies mit dem Kerngeschäft der ZGO, das sich als private Bereitstellung 

öffentlicher Güter kennzeichnen lässt, so ist von vornherein klar, dass man es hier stets 

mit nicht-idealen Bedingungen zu tun hat, und dies gleich in mehrerlei Hinsicht. Wir 

wollen auf fünf Aspekte hinweisen. 

Erster Aspekt: Wenn ZGO im Basisspiel kollektive Selbstversorgung betreiben, 

dann tun sie dies deshalb, weil ihre Mitglieder die gewünschte Quantität bzw. Qualität 

an Versorgungsleistungen nicht einfach am Markt kaufen können. Selbstversorgung tritt 

dann kompensatorisch an die Stelle von marktlicher Fremdversorgung.28 Oft muss man 

hierbei auf ehrenamtliches Engagement zurückgreifen, auch wenn dies mit einem gerin-

geren Grad an Spezialisierung und Expertise einhergeht, als eigentlich wünschenswert 

sein mag. 

Zweiter Aspekt: Wenn ZGO im Basisspiel versuchen, private Güter anzubieten, um 

potentiellen Interessenten einen selektiven Anreiz zur Mitgliedschaft zu bieten, so tun 

sie dies deshalb, weil es ihnen nicht (oder nicht in ausreichendem Maße) gelingt, für 

ihre Erstellung öffentlicher Güter eine unmittelbare Zahlungsbereitschaft zu aktivieren. 

ZGO sehen sich folglich permanent mit dem Problem des Trittbrettfahrens konfrontiert, 

d.h. mit einem situativen Anreizdefekt, der die Mobilisierung kollektiven Handels oft 

bis zur Unmöglichkeit erschwert. Mangels einer perfekten Problemlösung, die es ange-

sichts dieser „Logik kollektiven Handelns“29 nicht gibt und systematisch auch gar nicht 

geben kann, ist grundsätzlich davon auszugehen, dass der zivilgesellschaftliche Sektor 

chronisch unterfinanziert ist, so dass stets weitaus weniger Anliegen advokatorisch the-

matisiert werden können, als eigentlich wünschenswert wäre.30 

                                                 
27 Vgl. https://ic.fsc.org  
28 Zeitgenössisch lässt sich dies besonders gut in Entwicklungsländern beobachten. Vgl. Valentinov 

(2009). 
29 Vgl. Olson (1965, 1985).  
30 In der sozialwissenschaftlichen Literatur wird dies schon seit langem so gesehen. Vgl. etwa James 

(1983).  

https://ic.fsc.org/
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Dritter Aspekt: Aufgrund ihrer Finanzierungsproblematik fällt es ZGO naturgemäß 

schwer, sich überhaupt als korporative Akteure zu konstitu(tionalis)ieren und als Orga-

nisation eine eigenständige Identität und Integrität auszubilden, also ein eigenständiges 

Organisationsinteresse, das die persönlichen Interessen der Führungsmannschaft gege-

benenfalls zu korrigieren vermag. In etwaigen Konfliktfällen hängt aber genau hiervon 

die Integrität der Organisation ab. Abseits jüngerer Skandale31 kann man sich dies an-

hand eines historischen Beispiels leicht vor Augen führen: Als nach Beendigung der an 

sich erfolgreich verlaufenen Kampagne gegen die Versenkung der Ölplattform Brent 

Spar bekannt wurde, dass Greenpeace in dieser gegen Shell gerichteten Kampagne (ver-

sehentlich) falsche Zahlen verwendet hatte, erzwangen die auf den Ruf ihrer Organisati-

on bedachten Mitglieder, dass der britische Greenpeace-Geschäftsführer am 4. Septem-

ber 1995 in schriftlicher Form öffentlichkeitswirksam bei Shell für diesen Fehler um 

Entschuldigung bat.32  

Vierter Aspekt: Als Mitgliedschaftsorganisationen vertreten ZGO naturgemäß die 

Interessen ihrer Mitglieder, und diese sind – als Partikularinteressen – oft nicht de-

ckungsgleich mit dem Gemeinwohl, d.h. mit Positionen, die auf allgemeine Zustim-

mung treffen.33 Ein anschauliches Beispiel dafür, dass zivilgesellschaftliche Partikula-

rinteressen sogar auf allgemeine Ablehnung treffen können, liefern Sektenmitglieder, 

die sich aus ideologischen Gründen weigern, ihre Kinder auf eine öffentliche Schule zu 

schicken, etwa weil sie als Anhänger des sog. „Kreationismus“ verhindern wollen, dass 

ihre Kinder mit der Darwinschen Evolutionslehre in Berührung kommen. Dass die ver-

tretenen Partikularinteressen sogar extrem(istisch) partikulär sein können, lässt sich fer-

ner an jenen Organisationen nachvollziehen, die in gesellschaftspolitischen Fragen etwa 

eine rassistische, homophobe oder ausländerfeindliche Weltanschauung propagieren. – 

Für die demokratische Willensbildung von weitaus größerer Bedeutung ist jedoch der 

Fall, dass sich ZGO auf unterschiedlichen Seiten einer gesellschaftspolitischen Debatte 

befinden, weil sie sich advokatorisch für je unterschiedliche Interessen engagieren. Ein 

historisches Beispiel hierfür ist die Abtreibungsdebatte, in der die christlichen Kirchen 

und Pro Familia konträre Positionen vertraten, bevor § 218 StGB neu gefasst wurde. 

Aktuell lässt sich dieses Phänomen beispielsweise in der Diskussion um den „Goldenen 

Reis“ beobachten, d.h. um die Option, dem in Entwicklungsländern verbreiteten Vita-

min-A-Mangel durch grüne Gentechnik zu begegnen. Hier stehen sich u.a. zwei nam-

hafte ZGO gegenüber: Die Bill & Melinda Gates Foundation ist dafür, Greenpeace da-

gegen.34 Diese Beispiele machen deutlich, dass die von ZGO artikulierten Interessen oft 

erst noch mit anderen Interessen vermittelt werden müssen, um Lösungen zu finden, die 

als dem Gemeinwohl förderlich anerkannt werden und deshalb auf eine breite Zustim-

mung treffen. 

Fünfter Aspekt: ZGO konkurrieren miteinander um wichtige Ressourcen wie bei-

spielsweise Spenden, Mitglieder und öffentliche Aufmerksamkeit. Diese Konkurrenz 

                                                 
31 Man denke nur an den Spendenskandal bei UNICEF, an den Fälschungsskandal beim ADAC oder an 

die zahlreichen Fälle sexuellen Missbrauchs von Minderjährigen in den christlichen Kirchen oder bei-

spielsweise in der Odenwaldschule. 
32 Vgl. die ausführliche Rekonstruktion der Geschehnisse bei Entine (2002). Greenpeace betrachtet die 

eigene Kampagne retrospektiv als Erfolg, lässt dabei freilich außer Betracht, dass sich die Organisation 

entschuldigen musste. Vgl. http://www.greenpeace.org/international/en/about/history/the-brent-spar/ 
33 Vgl. Valentinov (2011a). 
34 Vgl. http://www.gatesfoundation.org/what-we-do/global-development/agricultural-development/ gold-

en-rice und http://www.greenpeace.org/international/en/campaigns/agriculture/problem/genetic-

engineering/Greenpeace-and-Golden-Rice/  

http://www.greenpeace.org/international/en/about/history/the-brent-spar/
http://www.gatesfoundation.org/what-we-do/global-development/agricultural-development/%20golden-rice
http://www.gatesfoundation.org/what-we-do/global-development/agricultural-development/%20golden-rice
http://www.greenpeace.org/international/en/campaigns/agriculture/problem/genetic-engineering/Greenpeace-and-Golden-Rice/
http://www.greenpeace.org/international/en/campaigns/agriculture/problem/genetic-engineering/Greenpeace-and-Golden-Rice/
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findet jedoch unter nicht-idealen Bedingungen statt. Deshalb kann es hier zu Fehlanrei-

zen kommen, die Fehlentwicklungen nach sich ziehen. Auf zwei Quellen möglicher 

Fehlanreize soll hier hingewiesen werden: (a) Bei der Mobilisierung von Mitgliedern 

kann es sich als zweckmäßig erweisen, nicht ein allgemeines Publikum anzusprechen, 

sondern eine kleine Minderheit, die das thematisierte Anliegen als außerordentlich 

wichtig empfindet und sich deshalb besonders engagieren will. Dies kann dazu führen, 

dass die Mitgliederbasis einer ZGO und die von ihr vertretenen Interessen sich inhalt-

lich sehr weit von dem entfernen, was als gemeinwohlförderlich argumentativ nachvoll-

ziehbar ist und deshalb auch als Anliegen einer kleinen Minderheit allgemeine Aner-

kennung finden kann. Eine weitere Folge kann darin bestehen, dass der Wettbewerb 

zwischen ZGO verzerrt wird, weil sich gemäßigte Organisationen gezwungen sehen, 

zunehmend einseitig übertriebene Positionen zu vertreten, um gegenüber programma-

tisch radikaleren Organisationen nicht ins Hintertreffen zu geraten. (b) Medien wirken 

wie ein Selektionsfilter für die öffentliche Aufmerksamkeit. Deshalb können sich ZGO 

gezwungen sehen, sowohl bei ihrer Themenwahl als auch bei ihren konkreten inhaltli-

chen Botschaften Konzessionen zu machen, die der eingeschränkten medialen Kommu-

nikationsfähigkeit geschuldet sind. Hier besteht dann beispielsweise die Gefahr, dass 

eine ZGO das thematisiert, was sich leicht skandalisieren lässt, anstatt sich auf jene 

(strukturellen) Missstände zu fokussieren, die einer Reform besonders bedürftig wären. 

Dies kann dazu führen, dass eine dynamische Abwärtsspirale entsteht, ein „race to the 

bottom“, in dem sich ZGO wechselseitig mit medialen Achtungserfolgen zu überbieten 

versuchen und gerade dadurch zur Erosion an sich wünschenswerter Seriositätsstan-

dards beitragen, was letztlich als Kollateralschaden das Ansehen und das Reputations-

kapital des gesamten Sektors in Mitleidenschaft ziehen kann.35 

3. Vergleich I: Unternehmen und ZGO als wirtschaftliche Akteure 

Abbildung 4 hilft, sich vor Augen zu führen, dass Unternehmen und ZGO sich mit je-

weils unterschiedlicher Stoßrichtung in wirtschaftlichen Basisspielen betätigen.36 

((1)) Angenommen, eine ZGO befinde sich in einer Situation (Status quo), in der es 

ihr gelingt, einen Gewinn zu erwirtschaften. Dann steht sie als Non-Profit-Organisation 

vor der Entscheidung, wie sie diesen Gewinn verwenden will. Hierfür gibt es zwei Op-

tionen. (a) Entweder setzt die ZGO diesen im wirtschaftlichen Basisspiel erzielten Ge-

winn zur Quersubventionierung ihrer advokatorischen Aktivitäten in den Metaspielen 

ein. Sie finanziert dann damit ihre Beiträge zu öffentlichen Gütern. (b) Oder aber die 

ZGO skaliert ihre Aktivitäten im Basisspiel und betreibt Social Business (SB). In die-

sem Fall wird der Gewinn als wirtschaftliche Ressource dafür eingesetzt, um die von 

der ZGO erbrachte Versorgungsleistung nach Möglichkeit auszudehnen. Graphisch in-

terpretiert, bewegt sich die ZGO ausgehend vom Status quo entlang der negativ geneig-

                                                 
35 Ein interessantes Beispiel, das in der wissenschaftlichen Literatur gut dokumentiert ist, betrifft das 

Phänomen, dass in der Entwicklungszusammenarbeit engagierte ZGO vor 2008 jahrelang auf die unter-

komplexe Botschaft gesetzt haben, das zentrale Problem seien zu niedrige Agrarrohstoffpreise, während 

sie nach 2008 auf die wiederum unterkomplexe Botschaft umgestiegen sind, das Hauptproblem seien zu 

hohe Agrarpreise. Vgl. hierzu ausführlich Swinnen (2011) sowie Swinnen und Squicciarini (2012). 
36 Interessanterweise wird die die wirtschaftliche Betätigung der ZGO in Teilen der sozialwissenschaftli-

chen Literatur unter dem Stichwort „Kommerzialisierung“ kritisch diskutiert. Vgl. etwa Weisbrod (2004) 

oder Eikenberry und Kluver (2004) sowie differenzierend Valentinov (2011b). 
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ten Tradeoff-Gerade in Richtung SB: Sie verzichtet bewusst auf Kapitalrendite, um ih-

ren Aktivitätsspielraum zu vergrößern. 

 

Abbildung 3: Unterschiedliche Stoßrichtungen von Unternehmen und ZGO im wirt-

schaftlichen Basisspiel37 

((2)) Angenommen, ein Unternehmen befinde sich in der gleichen Ausgangssituation 

(Status quo). Dann steht es vor der Wahl, (a) philanthropisch auf Gewinn zu verzichten, 

um solche Gemeinwohlbeiträge zu finanzieren, die sich nicht wirtschaftlich rechnen. 

Graphisch interpretiert, bewegt es sich dann in Richtung SB. Eine Alternative hierzu 

besteht darin, dass es versucht, seinen Gewinn zu erhöhen, auch wenn dies zu Einbußen 

beim Gemeinwohl führen würde. Möglich ist dies freilich nur angesichts von Ord-

nungsdefiziten, etwa indem man externe Effekte aussendet, ohne die Betroffenen dafür 

zu kompensieren. Graphisch würde dies bedeuten, sich in Richtung Win-Lose zu bewe-

gen. Freilich ist damit zu rechnen, dass eine solche Gewinnerwirtschaftung auf Kosten 

Dritter nicht langfristig toleriert wird, sondern Widerspruch und sogar Widerstand er-

zeugt. Vor diesem Hintergrund besteht die vergleichsweise attraktivste Handlungsstra-

tegie darin, (c) Optionen zu (er-)finden, wie sich der Gewinn so reinvestieren lässt, dass 

weitere Win-Win-Geschäfte möglich werden. In diesem Fall wird eine produktive 

Wertschöpfung mit wechselseitiger Besserstellung angestrebt. Sie erhöht nicht nur den 

Vermögenswert des Unternehmens, sondern lässt auch die an dieser Wertschöpfung 

beteiligten Interaktionspartner profitieren und fördert so das Gemeinwohl. Graphisch 

interpretiert, bewegt sich das Unternehmen dann auf einem Nachhaltigkeitspfad in 

Richtung Win-Win.  

((3)) Natürlich lässt sich diese unterschiedliche Stoßrichtung in einem ersten Zugriff 

als Gegeneinander kennzeichnen: ZGO sind aufgrund ihrer organisatorischen DNA da-

rauf programmiert, eine etwaige Gewinnerwirtschaftung nicht als Ziel zu verfolgen und 

sich stattdessen philanthropisch zu betätigen. Insofern entspricht es ihrem Selbstver-

ständnis (und ihrer gesellschaftlichen Funktion), wenn sie sich vom Status quo ausge-

hend in Richtung SB bewegen. Umgekehrt ist es Unternehmen qua Organisationsver-

fassung eingeschrieben, Gewinne erwirtschaften zu wollen. Deshalb ist ihnen dieser 

                                                 
37 Darstellung in Anlehnung an Pies, Hielscher und Beckmann (2009, S. 380). 

Win-Win
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Gemeinwohl
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Weg systematisch versperrt. Ihrem Selbstverständnis (und ihrer gesellschaftlichen 

Funktion) entspricht es vielmehr, sich ausgehend vom Status quo in Richtung Win-Win 

zu bewegen. 

Bei näherem Hinsehen jedoch fällt auf, dass der offenkundige Unterschied im wirt-

schaftlichen Verhalten von Unternehmen ZGO leicht dazu führen kann, dass eine wich-

tige Gemeinsamkeit übersehen wird. Die besteht darin, dass Unternehmen wie auch 

ZGO jeweils daran mitwirken, das Gemeinwohl zu fördern: letztere, indem sie auf Ge-

winne verzichten und ihre Güterproduktion maximal ausdehnen; erstere, indem sie die 

Orientierung am Gewinn als Orientierungsmaßstab nutzen, um gemeinsam mit ihren 

Wertschöpfungspartnern neue Produktivitätsspielräume zu entdecken und zu nutzen. 

Diese Gemeinsamkeit tritt noch näher in den Vordergrund, wenn man die jeweiligen 

Aktivitäten aus der Perspektive gesellschaftlicher Lernprozesse betrachtet. Dann wird 

sichtbar, dass in wirtschaftlichen Basisspielen aktive ZGO die Hilfsbereitschaft und das 

philanthropische Engagement der Bürger auf Versorgungsanliegen richten, die sich ge-

genwärtig (noch) nicht durch Marktaktivitäten befriedigen lassen. Im historischen 

Längsschnitt lässt sich aber feststellen, dass es im Zeitablauf insbesondere in marktwirt-

schaftlich organisierten Gesellschaften gelungen ist, zahlreiche Gemeinwohlbeiträge aus 

dem zivilgesellschaftlichen Sektor heraus in den marktwirtschaftlichen Sektor zu über-

führen. Beispiele hierfür liefern der Übergang von Turnvereinen zu Fitness-Studios oder 

der Übergang von Solidaritätsnetzwerken zu am Markt erwerbbaren Versicherungspoli-

cen sowie der Übergang von Arbeiterbildungsvereinen zum Markt für Aus- und Weiter-

bildung.  

Eine solche Umstellung von kollektiver Selbstversorgung bzw. philanthropischer 

Fremdversorgung hin zu marktlicher Fremdversorgung – in Abbildung 4 graphisch re-

präsentiert durch den geschwungenen Pfeil von SB zu Win-Win – lässt sich als dynami-

scher Fortschrittspfad zur Entlastung altruistischen Engagements interpretieren. So ge-

sehen, befinden wir uns in gesellschaftlichen Lernprozessen, in denen sich ZGO bislang 

unbefriedigter Bedürfnisse zunächst kompensatorisch annehmen und perspektivisch 

daran mitwirken, dass ein „enabling environment“ geschaffen wird, welches Unterneh-

men dazu befähigt, die Bedürfnisbefriedigung zu übernehmen, so dass sich die ZGO mit 

ihrer spezifischen Problemlösungskompetenz neuen Anliegen zuwenden können.38 

4. Vergleich II: Unternehmen und ZGO als politische Akteure 

Abbildung 5 hilft, sich vor Augen zu führen, dass Unternehmen und ZGO, die sich in 

Metaspielen engagieren, prinzipiell der gleichen Versuchung ausgesetzt sind. Die be-

steht darin, sich nur vorgeblich für das Gemeinwohl einzusetzen und faktisch nach Son-

dervorteilen zu streben, durch die andere Akteure benachteiligt und belastet werden. 

Dies ist beispielsweise dort der Fall, wo Unternehmen gegenüber ihrer Konkurrenz nach 

Wettbewerbsprivilegien streben oder wo ZGO Radikalforderungen zu Lasten Dritter 

                                                 
38 In vielen Fällen bestehen diese neuen Anliegen darin, Tendenzen gesellschaftlicher Exklusion entge-

genzuwirken, was man etwa an den Beispielen „digital divide“, Pflegenotstand, Bildungsarmut oder der 

Benachteiligung von Minderheiten beobachten kann. Zivilgesellschaftliche Inklusionsanstrengungen sind 

von ihrer Wirkung her oft pro-marktwirtschaftlich ausgerichtet, und zwar interessanterweise auch dort, 

wo eine eher anti-marktwirtschaftliche Rhetorik gepflegt wird. Diese Kompatibilität und sogar Komple-

mentarität wird leicht übersehen, wenn man sich von dem oberflächlichen Eindruck gefangen nehmen 

lässt, dass Unternehmen und ZGO sich in der medialen Auseinandersetzung oft als Kontrahenten gegen-

überstehen. 
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durchsetzen. Insofern ist es eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, für Rahmenbedin-

gungen zu sorgen, die ein „responsible lobbying“ fördern. 

 

Abbildung 5: Ähnliche Herausforderungen für Unternehmen und ZGO in Metaspielen39 

Sowohl Unternehmen als auch ZGO benötigen einen geeigneten Ordnungsrahmen, da-

mit bei ihrem politischen Engagement nicht Sondervorteile im Vordergrund stehen, 

sondern der Versuch, solche Probleme anzusprechen und Lösungen vorzuschlagen, die 

einen positiven Beitrag zum Gemeinwohl leisten. Der geschwungene Pfeil in Abbildung 

5 verdeutlicht, dass es von diesem Ordnungsrahmen abhängt, ob in den Metaspielen 

„rent-seeking“ betrieben wird oder ob man versucht, nach Vorteilen zu streben, die der 

Allgemeinheit zugutekommen. 

Fragt man vor diesem Hintergrund nach dem Miteinander oder Gegeneinander von 

Unternehmen (als „corporate citizens“) und ZGO (als politischen Akteuren), so sind 

offensichtlich vier Fälle zu unterscheiden (vgl. Abb. 6). 

 Quadrant II markiert den Fall, wo den berechtigten Anliegen der Zivilgesell-

schaft von Unternehmensseite mit irreführenden Argumenten begegnet wird. 

Ein aufschlussreiches Beispiel hierfür bot die Zigarettenindustrie, die jahre-

lang wider besseres Wissen geleugnet hat, dass Rauchen zu Gesundheits-

schädigungen führen kann. 

 Quadrant IV markiert den Fall, wo Unternehmen von zivilgesellschaftlicher 

Seite mit irreführenden Argumenten kritisiert werden. Ein aktuelles Beispiel 

hierfür bietet die gemeinsam von der Stiftung Warentest und dem ADAC ge-

äußerte – aber offenbar wenig fundierte – Warnung, Elektrofahrräder seien 

„rollende Störsender“.40 

                                                 
39 Darstellung in Anlehnung an Pies, Hielscher und Beckmann (2009, S. 380). 
40 Zur Kritik dieses (Fehl-)Alarms vgl. die ARD-Sendung Panorama vom 13. Februar 2014. Im Internet 

dokumentiert unter: http://daserste.ndr.de/panorama/produkttest107.html. Sie belegt anhand weiterer 

Beispiele, dass Verbraucherschutzorganisationen gelegentlich zu extrem starken Übertreibungen greifen 

und damit im Endeffekt nicht Aufklärung produzieren, sondern eine (unnötige) Verunsicherung der Ver-

braucher bewirken. 

Win-Win

Organisations-

interesse

a) IUNT

b) IZGO

Gemeinwohl

Sondervorteile

Status quo

http://daserste.ndr.de/panorama/produkttest107.html
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 Quadrant III markiert den Fall eines dysfunktionalen Miteinander. Hier ar-

beiten Unternehmen und ZGO Hand in Hand, allerdings mit irreführenden 

Argumenten. Ein historisches Beispiel lieferten Solar-Unternehmen und 

Umweltorganisationen, die sich gemeinsam dafür eingesetzt haben, dass die 

Stromerzeugung mittels Photovoltaik mit stark überzogenen Fördersätzen 

subventioniert wurde – zu Lasten anderer Formen erneuerbarer Energie. 

 Demgegenüber markiert Quadrant I den Fall eines funktionalen Miteinander. 

Hier arbeiten Unternehmen und ZGO Hand in Hand an Problemlösungen, 

die das Gemeinwohl fördern. Ein Beispiel hierfür sind ZGO, die Ressourcen 

mobilisieren, um Unternehmen einen Anreiz zu geben, ihre Forschungsakti-

vitäten auf bislang vernachlässigte Krankheiten (neglected diseases) zu rich-

ten. Auch gemeinsame Anstrengungen, die Öffentlichkeit für die Gefahren 

des Klimawandels zu sensibilisieren, fallen in diese Kategorie. Dies gilt auch 

für jene zahlreichen Fälle, in denen man zwar unterschiedlicher Auffassung 

ist, aber die demokratische Auseinandersetzung so führt, dass sie als ehrli-

ches Ringen um das bessere Sachargument verstanden wird. Um es dialek-

tisch zu formulieren: Man kann auch so gegeneinander streiten, dass das de-

mokratische Miteinander nicht Schaden nimmt, sondern gestärkt wird. 

 

Abbildung 6: Miteinander oder Gegeneinander? – Vier Fälle41 

In gesellschaftspolitisch strittigen Auseinandersetzungen zwischen Unternehmen und 

ZGO ist es selbst für überdurchschnittlich gut informierte Bürger nicht immer leicht, 

sich Klarheit darüber zu verschaffen, ob die konkrete Auseinandersetzung eher Quad-

rant II oder vielmehr Quadrant IV zuzuordnen ist. In einer solchen Situation könnte es 

dem demokratischen Diskurs helfen, wenn man eine Appellationsinstanz anrufen könn-

te, die bei der Aufklärung des Sachverhalts behilflich ist. Hierfür benötigt man eine In-

stitution, die wissenschaftlich unabhängig, seriös und kompetent ist sowie im Ruf steht, 

sich weder durch finanzielle Avancen korrumpieren noch durch politischen Druck ein-

schüchtern zu lassen. In Deutschland käme hierfür beispielsweise die Leopoldina als 

Nationale Akademie der Wissenschaften in Frage.42  

                                                 
41 Quelle: Eigene Darstellung. 
42 Vgl. hierzu mit weiteren Details Pies (2013b).  
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Solche Aufklärungsleistungen sind wichtig, weil von den beiden in Frage stehenden 

Quadranten ganz unterschiedliche Gefahren für das Gemeinwesen ausgehen: 

 Betreiben Unternehmen „irresponsible lobbying“ (Quadrant II), dann kann 

dies bedeuten, dass man in Hinterzimmern versucht, Politikoptionen zu pro-

pagieren, die das Licht der Öffentlichkeit zu Recht scheuen. Es kann aber 

auch bedeuten, dass Unternehmen ihre finanziellen Ressourcen dafür einset-

zen, sich mittels Auftragsforschung eine falsche Legitimation zu verschaffen, 

die die Öffentlichkeit in die Irre führt. Bei mangelnder Transparenz kann 

dies zur Korrumpierung des Wissenschaftsbetriebs beitragen. 

 Betreiben ZGO „irresponsible lobbying“ (Quadrant IV), dann kann dies be-

deuten, dass man ebenfalls versucht, in Hinterzimmern Politikoptionen zu 

propagieren, die das Licht der Öffentlichkeit zu Recht scheuen. Hier besteht 

also eine wichtige Analogie zum Fehlverhalten von Unternehmen. Es kann 

aber auch bedeuten, dass ZGO die öffentliche Informationslage so manipu-

lieren, dass Unternehmen ungerechtfertigterweise Reputationseinbußen er-

leiden. Dies kann dazu führen, dass ein wichtiger Problemlösungsmechanis-

mus für wirtschaftliche Ordnungsdefizite in seiner Durchschlagskraft einge-

schränkt wird. 

Zusammenfassung und Ausblick 

Aus ordonomischer Sicht sind Unternehmen ebenso wie zivilgesellschaftliche Organisa-

tionen schlechthin konstitutiv für das Zivilisationsprojekt demokratisch verfasster 

Marktwirtschaften. Deren Ausrichtung auf eine nachhaltige Entwicklung erfordert ge-

sellschaftliche Lernprozesse, für die die Innovationsanstrengungen der Unternehmen 

ebenso unverzichtbar sind wie eine advokatorische Interessenvertretung durch ZGO. 

Insofern wäre es eine intellektuelle Verlegenheit für die Demokratie, wenn man bei dem 

oberflächlichen Eindruck stehen bleiben wollte, dass das vordringlichste Anliegen von 

Unternehmen und ZGO darin besteht, sich wechselseitig zu bekämpfen. 

Vor diesem Hintergrund sollte der vorliegende Beitrag der Frage nachgehen, wie 

sich das Verhältnis dieser beiden Akteursgruppen mit analytischem Tiefgang so be-

stimmen lässt, dass neben den unterschiedlichen Funktionen vor allem auch sichtbar 

wird, inwiefern Unternehmen und ZGO zu einem konstruktiven Miteinander fähig sind 

– bzw. mittels Ordnungspolitik befähigt werden können. Um auf diese Frage eine Ant-

wort zu entwickeln, wurde das ordonomische Drei-Ebenen-Schema herangezogen, um 

die Perspektive darauf zu fokussieren, Unternehmen und ZGO in unterschiedlichen 

Arenen zu betrachten und hierbei wichtige Analogien zu identifizieren. Folgende Er-

gebnisse sind festzuhalten: 

 Unternehmen und ZGO haben das analoge Problem, als korporative Akteure 

eine eigenständige Identität und Integrität ausbilden zu müssen. Beide haben 

Gründe, auf ihren guten Ruf bedacht zu sein und intern entsprechende Maß-

nahmen und Routinen einzuführen, die die Qualität und Seriosität des Orga-

nisationshandelns garantieren. Ordonomisch formuliert, setzen beide Ak-

teursgruppen individuelle Bindungen ein, mit denen sie ihre jeweiligen Inter-

aktionspartner zur Vertrauensbildung ermutigen. Insofern ist Abb. 2 geeig-

net, eine Situationslogik zu erschließen, mit der sich Unternehmen und ZGO 

gleichermaßen konfrontiert sehen. 
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 Unternehmen und ZGO haben das analoge Problem, als korporative Akteure 

unter einem Wettbewerbsdruck zu stehen, der zu einem unerwünschten Ver-

halten kollektiver Selbstschädigung Anlass geben kann, weil es an Ord-

nungsanreizen mangelt, die einem „race to the bottom“ systematisch entge-

genstehen. Folglich haben beide Akteursgruppen ein konstitutionelles Inte-

resse an sanktionsbewehrten kollektiven Bindungen, die alle Konkurrenten 

dem gleichen Standard unterwerfen und verhindern, dass man andere über-

vorteilen kann, indem man sich unseriös verhält. Insofern ist auch Abb. 3 ge-

eignet, eine Situationslogik zu erschließen, mit der sich Unternehmen und 

ZGO gleichermaßen konfrontiert sehen. 

Diese Analogien schärfen den Blick für wichtige Gemeinsamkeiten und Unterschiede. 

Unterschiede resultieren vor allem daraus, dass Unternehmen primär private Güter be-

reitstellen, während ZGO primär Beiträge für öffentliche Güter leisten. Hieraus erklärt 

sich, dass Gewinnerzielung für ZGO praktisch keine Rolle spielt, während sie für Un-

ternehmen eine geradezu konstitutive Bedeutung hat. 

Natürlich ist es so, dass ZGO in der Öffentlichkeit zumeist als Kritiker von Unter-

nehmen auftreten. Dennoch darf man nicht übersehen, dass beide Akteursgruppen – als 

Initiatoren nachhaltiger gesellschaftlicher Entwicklung – letztlich auf das gleiche Ziel 

zusteuern wollen und dass sie hierbei der gleichen Versuchung ausgesetzt sind, im We-

ge eines „irresponsible lobbying“ ihre organisationalen Sonderinteressen über das Ge-

meinwohl zu stellen. 

Diese Gemeinsamkeiten muss man fest im Blick halten, wenn man daran gehen will, 

die institutionelle Rahmenordnung für beide Akteursgruppen und ihre diversen Interak-

tionsformen, die nach dem Motto „coopetition“ von Kooperation bis zur Konkurrenz 

reichen können, so zu gestalten, dass gesellschaftliche Lernprozesse in Gang gesetzt, in 

Gang gehalten und immer wieder neu konstruktiv ausgerichtet werden. Hierfür sind 

zahlreiche Reformoptionen zu bedenken, angefangen von Fragen der Haftung über 

„best practices“ für ein organisationsinternes Integritätsmanagement bis hin zu verbind-

lichen Standards, die kollektiv gelten und Mindestniveau von Transparenz, Fairness, 

Wahrhaftigkeit, Seriosität und Rechenschaft im Umgang miteinander garantieren. 

In diesem Kontext ist abschließend auf einen Punkt hinzuweisen, dessen überragen-

de Bedeutung kaum überschätzt werden kann: Sowohl Unternehmen als auch ZGO ha-

ben in ganz analoger Weise jeweils ein existenzielles Eigeninteresse daran, die Ord-

nungsprobleme ihres Sektors in den Griff zu bekommen. Hierzu können sie individuelle 

und kollektive Bindungen als Selbstbindungen einsetzen. Die erforderliche Regulierung 

wird also in vielen Fällen eine Selbstregulierung sein können. Hierfür aber bedarf es 

einer Ordnungspolitik zweiter Ordnung, die Anreize setzt, damit die eigenverantwortli-

che Anreizsetzung in und durch Organisationen eine durchgängige Gemeinwohl-

orientierung erfährt. In dieser Hinsicht ist die Ordnungsethik der Wirtschaft um eine 

Ordnungsethik des zivilgesellschaftlichen Sektors zu ergänzen. Dies könnte ein wichti-

ger Beitrag sein, damit die moderne Gesellschaft ihr Selbstverständnis dahingehend 

(weiter-)entwickelt, dass sie ihre (Selbst-)Aufklärung und (Selbst-)Steuerung eben 

selbst organisieren und hierbei lernen muss, wie sie ihre Lernprozesse nachhaltig gestal-

ten kann. 
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